
Allgemeinverfügung 

 

der Stadt Bielefeld zur Festlegung von Besuchseinschränkungen für Vollstationäre 
Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe, in denen besonders 
schutzbedürftige Personen leben, sowie für anbieterverantwortete Wohngemeinschaf-
ten im Sinne des § 24 Abs. 3-5 Wohn- und Teilhabegesetz (WTG NRW) 

 

Gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektions-
krankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 
(BGBl. I S. 148) i.V.m. § 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem In-
fektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) vom 28. November 2000 und §§ 35 Satz 2, 41 Verwal-
tungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), zuletzt geändert durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) erlässt der Oberbürgermeister der 
Stadt Bielefeld als örtliche Ordnungsbehörde nachfolgende Allgemeinverfügung: 

 

1. Besuche in den vorgenannten Einrichtungen sind ab sofort auf das Notwendigste zu 
beschränken; je Bewohnerin / je Bewohner im Regelfall eine Person je Tag. Die Besu-
che sollen max. eine Stunde dauern. Die Bewohnerinnen und Bewohner sind von der 
Einrichtung über persönliche Schutzmaßnahmen zu unterweisen und haben diese ein-
zuhalten. 

2. Gemeinschaftsaktivitäten mit Externen sind ab sofort untersagt. 
3. Besuche haben nur noch auf dem Zimmer stattzufinden, nicht mehr in Gemeinschafts-

räumen. 
4. Die Zugänge in die Einrichtung sind zu minimieren. Es soll eine Besucher- und Mitar-

beiterregistrierung mittels Register eingeführt werden. Die Erfassung stellt ein wichti-
ges Instrument für die Ermittlung von Kontaktpersonen zum Nachweis von Infektions-
ketten dar. 

5. Personen, die sich innerhalb der letzten 14 Tage in einem Risikogebiet oder einem 
besonders betroffenen Gebiet entsprechend der jeweils aktuellen Festlegung durch 
das Robert-Koch-Institut (RKI) (https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuarti-
ges_Coronavirus/Risikogebiete.html) aufgehalten haben, dürfen für einen Zeitraum 
von 14 Tagen seit Rückkehr aus einem dieser Gebiete diese Einrichtungen nicht be-
treten. 

6. Kontaktpersonen der Kategorien 1 und 2 (https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neu-
artiges_Coronavirus/Kontaktperson/Management_Download.pdf?__blob=publication-
File), dürfen diese Einrichtungen nicht betreten. 

7. Es können Ausnahmen für nahestehende Personen (z.B. im Rahmen der Sterbebe-
gleitung) im Einzelfall unter Auflagen zugelassen werden. 

8. Diese Allgemeinverfügung ist unverzüglich an allen Zugängen deutlich sichtbar auszu-
hängen 
 

Diese Regelungen gelten zunächst bis zum 19.04.2020. 
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Die sofortige Vollziehung wird angeordnet (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. Abs. 3 Verwaltungsge-
richtsordnung – VwGO). 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 und 4 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes für das Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als 
bekannt gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt durch Veröffentlichung in den beiden Bielefelder 
Tageszeitungen „Neue Westfälische“ und „Westfalenblatt“. Im Internet ist sie einsehbar unter 
www.bielefeld.de. 
 
 
Begründung: 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in 
Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektio-
nen. 

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Tagen und 
der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, wei-
tere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung - insbesondere Verzögerung - der 
Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Hus-
ten, Niesen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es 
leicht zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. Dabei gehen viele bestätigte Fälle 
der Erkrankung COVID-19 zurück auf Kontakte mit Rückkehrern von Reisen aus Risikogebie-
ten und besonders betroffenen Gebieten. 

Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört bei Einrichtungen, in denen 
Personen leben, die durch Alter, Vorerkrankung oder Behinderung einem besonderen Risiko 
durch das Corona-Virus ausgesetzt sind, auch eine Beschränkung der Ausbreitung auf der 
Grundlage von § 28 IfSG. Hierzu gehören insbesondere Pflegeeinrichtungen, Wohngemein-
schaften für pflegebedürftige oder behinderte Menschen und Einrichtungen der Eingliede-
rungshilfe, in denen besonders schutzbedürftige Personen leben. 

Im Sinne einer Härtefallregelung ist es jedoch erforderlich, dass Ausnahmen für besondere 
Einzelfälle zugelassen werden. Dabei ist zu prüfen, durch welche Auflagen das Infektionsrisiko 
maximal reduziert werden kann. 

Die nach pflichtgemäßen Ermessen erfolgende behördliche Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung beruht auf § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils gültigen Fassung. Der 
Wegfall der aufschiebenden Wirkung ist notwendig, die Voraussetzungen liegen aus folgen-
den Gründen vor: 
 
Das Risiko einer Erkrankung steigt ab 50 bis 60 Jahren stetig an. Der Krankheitsverlauf ist 
bei älteren Menschen mit einem höheren Risiko verbunden, da insbesondere dieser Perso-
nenkreis bedingt durch das weniger gut reagierende Immunsystem, nach einer Infektion 
schwerer erkrankt. Auch verschiedene Grunderkrankungen, wie z.B. Herzkreislauferkrankun-
gen, Diabetes, Erkrankungen des Atmungssystems sowie Krebserkrankungen scheinen das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf zu erhöhen. 
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Gerade bei älteren Menschen mit vorbestehenden Grund-Erkrankungen ist das Risiko für ei-
nen schweren Krankheitsverlauf höher als wenn nur ein Faktor (Alter oder Grunderkrankung) 
vorliegt. 
 
Insofern ist der in den o.a. Einrichtungen bzw. Wohngemeinschaften lebende Personenkreis 
besonders vor einer Erkrankung an COVID-19 zu schützen und mögliche Infektionsgefahren 
(z.B. durch Kontakt mit Besuchern) sind weitestgehend zu minimieren. Es überwiegt das öf-
fentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung dem entgegenstehenden privaten Interesse 
an der aufschiebenden Wirkung einer Klage. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 
beim Verwaltungsgericht Minden erhoben werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht 
Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder 
dort zur Niederschrift des Urkundenbeamten der Geschäftsstelle oder durch Übertragung ei-
nes elektronischen Dokuments nach Maßgabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung –
VwGO- und der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBI. S. 3803) einzureichen. 
 
 
Bielefeld, den 15.03.2020 
In Vertretung 

 

Nürnberger 
Sozialdezernent der Stadt Bielefeld 

 


